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(XI R 23/08 – DStR 2009 S. 797)

Langfristige Vermietung eines Turnhallengebäudes an einen Verein 
Orientierungssatz:

Die Umsätze aus der langfristigen Vermietung eines Turnhallengebäudes an einen Verein, der steuerfreie Leistungen ausführt, sind gemäß § 4 Nr. 12 Satz 1 Buchst. a UStG 1999 steuerfrei, wenn abgesehen von der Überlassung von Betriebsvorrichtungen keine weiteren Leistungen ausgeführt werden. 

Rechtsgrundlage:

UStG 1999: § 4 Nr. 12 Satz 1 Buchst. a, § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Satz 1, § 15 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1; FGO: § 118 Abs. 2; Richtlinie 77/388/EWG: Artikel 13 Teil B Buchst. b
►   Volltext der Entscheidung: 

http://www.kommunsense.de/index.php3?site=promemoria_dl&id=867
►   DIE SPEZIELLE BFH-KOMMENTIERUNG:
A.    Problemstellung
Nach § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Satz 1 UStG kann ein Unternehmer die in Rechnungen i.S.d. § 14 UStG gesondert ausgewiesene Steuer für Lieferungen oder sonstige Leistungen, die von anderen Unternehmern für sein Unternehmen ausgeführt worden sind, als Vorsteuerbeträge abziehen. Gemäß § 15 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 UStG ist vom Vorsteuerabzug jedoch ausgeschlos-sen die Steuer für die Lieferungen, die Einfuhr und den innergemeinschaftlichen Erwerb von Gegenständen sowie für die sonstigen Leistungen, die der Unternehmer zur Ausführung von steuerfreien Umsätzen verwendet. Durch den BFH war zu klären, ob die langfristige Vermie-tung eines Turnhallengebäudes an einen Verein, der seinerseits steuerfreie Leistungen er-bringt, eine steuerfreie Grundstücksvermietung darstellt, so dass hinsichtlich der Herstellungs-kosten des Gebäudes kein Vorsteuerabzugsrecht besteht.
B.    Inhalt und Gegenstand der Entscheidung
Der Kläger ist Eigentümer eines Grundstücks, auf dem er in mehreren Bauabschnitten ver-schiedene Gebäude zum Betrieb einer Schule errichtete. Mit Mietvertrag vom Juni 1992 ver-mietete er das Grundstück und - jeweils ab Bezugsfertigkeit - die noch zu errichtenden Ge-bäude an einen Verein. Dieser betrieb dort eine Schule. Der Mietvertrag wurde auf eine Dauer von 25 Jahren fest geschlossen. In den Jahren 2001 und 2002 errichtete der Kläger auf dem Grundstück eine Turnhalle, die er ab Oktober 2002 zu einem monatlichen Mietzins von rund 7.000 € zuzüglich USt an den Verein vermietete. Die im Streitjahr 2002 im Zusammenhang mit der Errichtung der Turnhalle in Rechnung gestellte USt in Höhe von rund 85.000 € machte er in vollem Umfang als Vorsteuer geltend. Anlässlich einer Sonderprüfung vertrat die Prü-ferin die Auffassung, die Überlassung des Turnhallengebäudes an den Verein stelle eine steuerfreie Grundstücksvermietung dar, die den Vorsteuerabzug ausschließe. Ein Verzicht auf die Steuerbefreiung sei nicht möglich, weil der Verein das Turnhallengebäude nicht aus-schließlich zur Ausführung steuerpflichtiger Umsätze verwende. Nur soweit die geltend ge-machten Vorsteuern auf die steuerpflichtige Überlassung von Betriebsvorrichtungen entfielen, sei ein Vorsteuerabzug in Höhe von rund 10.000 € möglich. Das Finanzamt versagte mit Um-satzsteuerbescheid 2002 vom April 2004 den Abzug von Vorsteuerbeträgen aus der Herstel-lung der Turnhalle insoweit, als diese nicht die Betriebsvorrichtungen betrafen. Einspruch und Klage blieben ohne Erfolg (FG Düsseldorf, Urteil vom 11.04.2008 - 1 K 2094/05 U - EFG 2008 S. 1337). 
Der BFH wies die Revision des Klägers als unbegründet zurück und führte im Wesentlichen aus: Im Streitfall sei die Überlassung des Turnhallengebäudes eine steuerfreie Grundstücks-vermietung. Der Vorsteuerabzug sei daher ausgeschlossen. Daran ändere auch der Umstand nichts, dass der Kläger neben der Überlassung des Turnhallengebäudes dem Verein noch Be-triebsvorrichtungen zur Verfügung stelle. Denn auch dies führe nicht zu einer steuerpflichtigen Grundstücksüberlassung. Diese wäre nur dann steuerpflichtig, wenn sie Teil einer steuer-pflichtigen einheitlichen Leistung wäre. Dies sei aber nicht der Fall. 
Eine einheitliche Leistung liege vor, wenn mehrere Leistungen so aufeinander abgestimmt seien, dass sie aus Sicht eines Durchschnittsverbrauchers ihre Selbstständigkeit verlören und wirtschaftlich etwas selbstständiges „Drittes“ bildeten oder wenn es sich um eine Haupt- und eine Nebenleistung handele. In Anwendung dieser Grundsätze habe der EuGH zur Besteue-rung von Sportanlagen Stellung genommen (EuGH-Urteil vom 18.01.2001 - C-150/99 - EuGHE I 2001 S. 493 = UR 2001, 153 „Stockholm Lindöpark“). Danach sei es grundsätzlich nicht ausgeschlossen, dass die Zurverfügungstellung von Räumen für die Ausübung von Sport oder die Körperertüchtigung unter besonderen Umständen eine Vermietung eines Grund-stückes darstelle und damit in den Anwendungsbereich der Befreiung nach Artikel 13 Teil B Buchst. b der Richtlinie 77/388/EWG (nunmehr Artikel 135 Abs. 1 Buchst. l der MwSt-SystRL) fallen könne. Jedoch seien die Dienstleistungen, die mit Sport und Körperertüchti-gung zusammenhingen, möglichst als Gesamtheit zu würdigen. Dabei sei zu berücksichtigen, dass das Betreiben einer Sportanlage im Allgemeinen nicht nur die passive Zurverfügung-stellung des Grundstücks, sondern außerdem seitens des Dienstleisters eine Vielzahl geschäft-licher Tätigkeiten wie Aufsicht, Verwaltung und ständige Unterhaltung, Zurverfügungstellung anderer Anlagen und Ähnliches umfasse. Sofern nicht ganz besondere Umstände vorlägen, könne die Vermietung des Grundstücks daher nicht die ausschlaggebende Dienstleistung dar-stellen. Der EuGH weise ferner darauf hin, dass die Zurverfügungstellung einer Sportanlage gewöhnlich nach Gegenstand und Dauer der Benutzung beschränkt sein könne. Insoweit er-gebe sich aus seiner Rechtsprechung, dass die Dauer der Grundstücksnutzung ein Hauptele-ment des Mietvertrages bilde. 
Nach diesen Grundsätzen sei die Vermietung des Turnhallengebäudes samt Betriebsvorrich-tungen an einen einzigen Vertragspartner jedenfalls keine einheitliche Leistung, die steuer-pflichtig sei. Sie sei mit den Umsätzen des Betreibers einer Sportanlage, der eine Vielzahl von unterschiedlichen Leistungen erbringe, nicht vergleichbar. Vielmehr gebe hier die steuerfreie Grundstücksvermietung der Leistung des Klägers das Gepräge. Der Mietvertrag sei auf die Dauer von 15 Jahren und damit langfristig geschlossen gewesen. Die Mietdauer sei aus Sicht des Durchschnittsverbrauchers ein geeignetes Kriterium, um eine selbstständige Vermietungs-leistung von einer einheitlichen sonstigen Leistung abzugrenzen. Die Grundstücksüberlassung beschränke sich nicht auf die Zeiten, in denen in der Turnhalle tatsächlich Sport ausgeübt wor-den sei, sondern das Gebäude habe dem Verein ununterbrochen und ausschließlich zur Verfü-gung gestanden. Die Leistung des Klägers habe allein in der „passiven“ Zurverfügungstellung des Turnhallengebäudes und der darin befindlichen Betriebsvorrichtungen bestanden.
Der Senat könne offen lassen, ob die Vermietung des Turnhallengebäudes und der Betriebs-vorrichtungen entsprechend der Auffassung des Finanzgerichts und des Finanzamts unter Be-rücksichtigung von § 4 Nr. 12 Satz 2 UStG als zwei selbstständige Leistungen zu qualifizieren seien und das Finanzamt für die Betriebsvorrichtungen zu Recht einen anteiligen Vorsteuer-abzug gewährt habe. Denn selbst wenn abweichend von der Ansicht des Finanzgerichts eine einheitliche Leistung anzunehmen wäre, wäre diese jedenfalls steuerfrei. Die steuerfreie Grundstücksvermietung wäre als die Hauptleistung und die Überlassung der Betriebsvorrich-tungen als untergeordnete Nebenleistung anzusehen. Diese Frage sei aber nicht entscheidungs-erheblich, weil das Finanzamt dem Kläger einen anteiligen Vorsteuerabzug gewährt habe und eine sog. Verböserung im finanzgerichtlichen Verfahren unzulässig sei.
C.    Kontext der Entscheidung
Der BFH hatte früher bereits geklärt, dass die Überlassung von Sportanlagen selbst regel-mäßig nicht unter die Steuerbefreiung nach § 4 Nr. 12 Buchst. a UStG fällt. Die Nutzungs-überlassung der Sporteinrichtungen einer Sportanlage (einschließlich der Squashplätze, Ten-nisplätze, deckenden Plätze sowie der Sauna) im Rahmen eines „Benutzervertrags über Fit-nesseinrichtungen/Gymnastikeinrichtungen“ ist danach eine einheitliche, steuerpflichtige Leis-tung. Sie ist nicht durch eine gemäß § 4 Nr. 12 Buchst. a UStG steuerfreie Grundstücksüber-lassung unter Ausschluss anderer Benutzer geprägt, sondern durch die Möglichkeit, das Ein-richtungsangebot mit oder ohne Nutzung der Spielflächen in Anspruch zu nehmen (BFH-Urteil vom 31.05.2001 - V R 97/98 - BStBl II 2001 S. 658). Der BFH hat in dieser Entschei-dung u.a. ebenfalls auf die Rechtsprechung des EuGH in der Rechtssache „Stockholm Lindö-park“ (EuGH-Urteil vom 18.01.2001 - C-150/99 - EuGHE I 2001, 493 = UR 2001 S. 153) Bezug genommen. Im Unterschied zu diesem Sachverhalt ging es im Besprechungsurteil nicht um die Überlassung einer Sportanlage an die jeweiligen Benutzer der Sporteinrichtung selbst, sondern um die langfristige Überlassung der Sportanlage an den Verein als „Betreiber“ der Turnhalle, der seinerseits keine steuerpflichtigen Umsätze ausführte.
D.    Auswirkungen für die Praxis
Nach der zitierten Rechtsprechung kann ein Investor, der Sportanlagen oder Turnhallen errich-tet und anschließend längerfristig vermietet, jedenfalls dann ein Vorsteuerabzugsrecht hin-sichtlich der Herstellungskosten der Anlagen geltend machen, wenn er diese an einen gewerb-lichen Betreiber einer Sportanlage vermietet, so dass die Voraussetzungen für einen wirksa-men Verzicht auf die Steuerfreiheit seiner Vermietungsumsätze nach § 9 Abs. 2 UStG vor-liegen. 
►   Autorin und Fundstelle:
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